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Sachverhalt 

In den Drucksachen 2014/013 und 2014/084 wurde bereits über Ticketarten und –
preise informiert. In Tab. 1 sind die Zuschusskosten für die einzelnen Varianten einer 
GVH-Tariferweiterung im Landkreis Nienburg/Weser dargestellt. 

1. Einführung des GVH – Tarifs im Barverkauf (Tickets) auf der 
Strecke Nienburg – Linsburg – Hannover 

174.286 € 

2. 

a 

b 

Integration der Bahnhöfe Eystrup und Leese  

für Tickets  

für Cards 

 

  52.045 € 

  52.370 € 

3. 1. und 2. zusammen 278.700 € 

Tab. 1 

In der Kreisausschusssitzung vom 04.06.2014 Drucksache 2014/084 wurde der Be-
schluss gefasst, die Erweiterung des GVH-Tarifs im Landkreis Nienburg/Weser auf 
die Integration der Bahnhöfe Eystrup und Leese zu beschränken (2b). Dafür wird der 
Landkreis (gemeinsam mit der Samtgemeinde Grafschaft Hoya) einen Zuschuss in 
Höhe von 52.370 € pro Jahr leisten. 

Mittlerweile hat das Land Niedersachsen eine Anschubfinanzierung von rund 
2,1 Mio. € für einen Zeitraum von 3 Jahren zugesagt. Nach dem bisherigen Kennt-
nisstand soll - befristet auf drei Jahre – jedem Teilnehmer an der GVH-
Tariferweiterung (Region Hannover und Kreise des zweiten Ringes außer Landkreis 
Hildesheim) im ersten Jahr 50%, im 2. Jahr 30% und im 3. Jahr 20% der Zuschuss-
kosten durch den Landeszuschuss ersetzt werden. Die Verwaltung sieht vor dem 
Hintergrund der langfristigen Verankerung der Kosten beim Landkreis keine Veran-
lassung, die bisherigen Beschlüsse zu überdenken. Bei der beabsichtigten Einfüh-
rung des GVH-Tarifs zum 01.01.2016 würde dies für den Landkreis Nienburg/Weser 
bedeuten, dass er für seinen Beitrag im Jahr  

 2016 rund 26.185,00 € 

 2017 rund 15.711,00 € 

 2018 rund 10.474,00 € 

als Anschubfinanzierung vom Land erhält.  
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